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Auf Grund des Art. 96 Abs.  5 Satz  1 des Bayeri-
schen Beamtengesetzes (BayBG) vom 29. Juli 2008  
(GVBl. S. 500, BayRS 2030-1-1-F), das zuletzt durch § 1 
des Gesetzes vom 12. Juli 2017 (GVBl. S. 362) geändert 
worden ist, verordnet das Bayerische Staatsministerium 
der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat:

§ 1

Änderung der Bayerischen Beihilfeverordnung

Die Bayerische Beihilfeverordnung (BayBhV) vom  
2. Januar 2007 (GVBl. S. 15, BayRS 2030-2-27-F), die 
zuletzt durch Verordnung vom 29. Juli 2014 (GVBl. S. 352, 
447) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	 Das Inhaltsverzeichnis wird gestrichen.

2.	 § 31 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Abs. 1 und 2 werden wie folgt gefasst:

„(1) Bei dauernder Pflegebedürftigkeit sind 
neben anderen nach den §§ 8 bis 30, 41 und 44 
beihilfefähigen Aufwendungen pflegebedingte 
Aufwendungen beihilfefähig für Pflegebedürftige 

1.	 der Pflegegrade 2, 3, 4 oder 5 nach Maßga-
be der §§ 32 bis 38 und 

2.	 des Pflegegrades 1 nach § 38a.

(2) 1Pflegebedürftig sind Personen, die ge-
sundheitlich bedingte Beeinträchtigungen der 
Selbstständigkeit oder der Fähigkeiten aufwei-
sen und deshalb der Hilfe durch andere be-
dürfen. 2Es muss sich um Personen handeln, 
die körperliche, kognitive oder psychische Be-
einträchtigungen oder gesundheitlich bedingte 
Belastungen oder Anforderungen nicht selbst-
ständig kompensieren oder bewältigen können. 
3Die Pflegebedürftigkeit muss auf Dauer, voraus-
sichtlich für mindestens sechs Monate, und mit 
mindestens der in § 15 des Elften Buches So-
zialgesetzbuch (SGB XI) festgelegten Schwere 
bestehen.“

b)	 In Abs. 3 Satz 1 werden die Wörter „des Elften 

Buches Sozialgesetzbuch (SGB XI)“ durch die 
Angabe „SGB XI“ ersetzt.

c)	 In Abs. 4 Nr. 1 wird die Angabe „§§ 32 bis 38“ 
durch die Angabe „§§ 32 bis 38a“ ersetzt.

d)	 Abs. 5 wird aufgehoben.

3.	 § 32 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa)	� Im Satzteil vor Nr. 1 wird das Wort 
„Pflegestufen“ durch das Wort „Pfle-
gegraden“ ersetzt.

bbb)	� Die Nrn. 1 bis 4 werden wie folgt ge-
fasst:

„1. des Pflegegrades 2 689 €,
2. des Pflegegrades 3 1 341 €,
3. des Pflegegrades 4 2 012 €,
4. des Pflegegrades 5 3 352 €.“

bb)	 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„2Die häusliche Pflege umfasst 

1.	 körperbezogene Pflegemaßnahmen,

2.	 pflegerische Betreuungsmaßnahmen, 

3.	 Hilfen bei der Haushaltsführung in den 
in § 14 Abs. 2 SGB XI genannten Berei-
chen 

a)	 Mobilität, 

b)	 kognitive und kommunikative Fä-
higkeiten, 

c)	 Verhaltensweisen und psychische 
Problemlagen,

d)	 Selbstversorgung, 
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e)	 Bewältigung von und selbstständi-
ger Umgang mit krankheits- oder 
therapiebedingten Anforderungen 
und Belastungen und

f)	 Gestaltung des Alltagslebens und 
sozialer Kontakte und 

4.	 die pflegefachliche Anleitung von Pfle-
gebedürftigen und Pflegepersonen.“

cc)	 In Satz 3 Nr. 1 werden die Wörter „pflegen 
und hauswirtschaftlich“ durch die Wörter „mit 
Leistungen der häuslichen Pflege“ ersetzt.

b)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 Satz 2 Nr. 1 bis 3 wird durch die folgenden 
Nrn. 1 bis 4 ersetzt:

„1. im Pflegegrad 2 316 €,
2. im Pflegegrad 3 545 €,
3. im Pflegegrad 4 728 €,
4. im Pflegegrad 5 901 €.“

bb)	 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„3Daneben ist der Entlastungsbetrag (§ 38) 
beihilfefähig.“

cc)	 �Satz 6 wird durch die folgenden Sätze 6 und 
7 ersetzt:

„6Pauschalbeihilfe wird weiter gewährt:

1.	 während einer Verhinderungspflege 
(§ 33) für bis zu sechs Wochen je Ka-
lenderjahr und

2.	 während einer Kurzzeitpflege (§ 34) für 
bis zu acht Wochen je Kalenderjahr.

7Die Höhe der fortgewährten Pauschalbeihil-
fe beträgt die Hälfte der vor Beginn der Ver-
hinderungs- oder Kurzzeitpflege geleisteten 
Pauschalbeihilfe.“

dd)	 Der bisherige Satz 7 wird Satz 8.

c)	 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 wird nach den Wörtern „Wird 
die“ das Wort „ambulante“ eingefügt und 
der Punkt am Ende wird durch die Wörter 
„  ; maßgebend ist das in der privaten oder 
sozialen Pflegeversicherung zugrunde ge-
legte Verhältnis der anteiligen Inanspruch-
nahme.“ ersetzt.

bb)	 In Satz 2 wird der Punkt am Ende durch die 
Wörter „ ; im Übrigen gilt Abs. 2 Satz 7 ent-
sprechend.“ ersetzt.

d)	 Abs. 5 wird wie folgt gefasst:

„(5) 1Die teilstationäre Pflege umfasst auch 
die notwendige Beförderung der pflegebedürf-
tigen Person von der Wohnung zur Einrichtung 
der Tages- oder Nachtpflege und zurück. 2Auf-
wendungen für Leistungen der teilstationären 
Tages- und Nachtpflege sind neben den Aufwen-
dungen der ambulanten häuslichen Pflege nach 
den Abs.1 bis 3 beihilfefähig.“

e)	 Die Abs. 6 bis 8 werden aufgehoben.

f)	 Der bisherige Abs. 9 wird Abs. 6.

4.	 § 33 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz  1 wird die Angabe „1  550 €“ durch die 
Angabe „1 612 €“ ersetzt.

b)	 Nach Satz 1 werden die folgenden Sätze 2 und 3 
eingefügt:

„2Wird der beihilfefähige Höchstbetrag nach § 34 
Abs. 1 Satz 1 nicht ausgeschöpft, kann der bei-
hilfefähige Höchstbetrag nach Satz  1 um den 
nicht beanspruchten Teilbetrag des Höchstbe-
trags nach §  34 Abs.  1 Satz  1, höchstens bis 
zu 806 €, erhöht werden. 3Der nach Satz 2 in 
Anspruch genommene erhöhte beihilfefähige 
Betrag vermindert entsprechend den beihilfefä-
higen Höchstbetrag nach § 34 Abs. 1 Satz 1.“

c)	 Der bisherige Satz 2 wird Satz 4.

5.	 § 34 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 wird die Angabe „1 550 €“ durch die 
Angabe „1 612 €“ ersetzt.

bb)	 Nach Satz 1 werden die folgenden Sätze 2 
und 3 eingefügt:

„2Wird der beihilfefähige Höchstbetrag nach 
§ 33 Abs. 1 Satz 1 nicht ausgeschöpft, kann 
der beihilfefähige Höchstbetrag nach Satz 1 
um den nicht beanspruchten Teilbetrag des 
Höchstbetrags nach §  33 Abs.  1 Satz  1, 
höchstens bis zu 1  612 €, erhöht werden. 
3Der nach Satz 2 in Anspruch genommene 
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erhöhte beihilfefähige Betrag vermindert 
entsprechend den beihilfefähigen Höchstbe-
trag nach § 33 Abs. 1 Satz 1.“

cc)	 Der bisherige Satz 2 wird Satz 4.

b)	 In Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter „bis zur Voll-
endung des 25. Lebensjahres“ gestrichen. 

6.	 § 35 Satz 4 wird aufgehoben.

7.	 § 36 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Satz 2 Nr. 1 bis 4 wird wie folgt gefasst: 

„1. für Pflegebedürftige des 
Pflegegrades 2 770 €,

2. für Pflegebedürftige des 
Pflegegrades 3 1 262 €,

3. für Pflegebedürftige des 
Pflegegrades 4 1 775 €,

4. für Pflegebedürftige des 
Pflegegrades 5 2 005 €.“

bb)	 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Daneben sind Aufwendungen für Zuschläge 
nach den §§ 43b und 141 Abs. 3, 3a Satz 2 
und 3, Abs. 3b und 3c SGB XI beihilfefähig.“ 

cc)	 Nach Satz 3 wird folgender Satz 4 eingefügt:

„4Abweichend von Satz 2 gilt in den Fällen 
des §  141 Abs.  8 SGB XI der am 31. De-
zember 2016 jeweils maßgebende beihilfe-
fähige Betrag, wenn dieser höher ist als der 
nach Satz 2 für Januar 2017 beihilfefähige 
Betrag.“

dd)	 Der bisherige Satz 4 wird Satz 5.

b)	 In Abs. 2 werden die Wörter „in eine niedrigere 
Pflegestufe oder von erheblicher zu nicht erheb-
licher Pflegebedürftigkeit zurückgestuft wurde“ 
durch die Wörter „in einen niedrigeren Pflege-
grad zurückgestuft wurde oder festgestellt wur-
de, dass er nicht mehr pflegebedürftig im Sinn 
der §§ 14 und 15 SGB XI ist“ ersetzt.

c)	 In Abs. 3 Satz 4 werden die Wörter „für Unter-
kunft und Verpflegung einschließlich der Inves-
titionskosten“ durch die Angabe „nach Satz 1“ 
ersetzt.

8.	 § 38 wird wie folgt gefasst:

„§ 38

Angebote zur Unterstützung im Alltag,  
Entlastungsbetrag

(1) 1Für Pflegebedürftige in häuslicher Pflege 
mit mindestens Pflegegrad 2 sind Aufwendungen für 
Leistungen zur Unterstützung im Alltag im Sinn des 
§ 45a SGB XI bis zu 40 v. H. des nach § 36 SGB XI 
je Kalendermonat für den jeweiligen Pflegegrad vor-
gesehenen Höchstleistungsbetrags beihilfefähig, 
wenn die private oder soziale Pflegeversicherung 
hierfür anteilige Leistungen erbracht hat. 2Die nach 
Satz 1 als beihilfefähig anerkannten Beträge sind auf 
den jeweiligen Höchstbetrag nach § 32 Abs. 1 Satz 1 
anzurechnen. 3Im Übrigen bestimmen sich Art und 
Umfang der anteiligen Beihilfeleistungen nach § 45b 
SGB XI. 4§ 31 Abs. 3 gilt entsprechend.

(2) 1Bei einer häuslichen Pflege ist neben Leis-
tungen nach § 32 ein Entlastungsbetrag beihilfefä-
hig. 2Art und Umfang der anteiligen Beihilfeleistun-
gen bestimmen sich nach den §§ 45b und 141 Abs. 2 
SGB XI. 3Voraussetzung für die Beihilfefähigkeit des 
Zuschlags nach § 141 Abs. 2 SGB XI ist die Vorla-
ge einer Kopie der Mitteilung der Pflegekasse oder 
der privaten Pflegeversicherung im Sinn des § 141 
Abs. 2 Satz 3 SGB XI. 4§ 31 Abs. 3 gilt entsprechend.

(3) 1Soweit im Zeitraum vom 1. Januar 2015 bis 
zum 31. Dezember 2016 Ansprüche auf zusätzliche 
Betreuungsleistungen nach § 38 in der bis 31. De-
zember 2016 geltenden Fassung noch nicht ausge-
schöpft wurden, können diese nach den Vorgaben 
des §  144 Abs. 3 SGB XI noch bis 31. Dezember 
2018 für Aufwendungen im Sinn des § 45b Abs. 1 
Satz 3 SGB XI in der ab dem 1. Januar 2017 gelten-
den Fassung geltend gemacht werden. 2§ 31 Abs. 3 
gilt entsprechend.“

9.	 Nach § 38 wird folgender § 38a eingefügt:

„§ 38a

Beihilfefähige Aufwendungen bei Pflegegrad 1

Für pflegebedürftige beihilfeberechtigte oder be-
rücksichtigungsfähige Personen des Pflegegrades 1 
sind Aufwendungen beihilfefähig für

1.	 Beratung zu Hause nach § 32 Abs. 6,

2.	 zusätzliche Leistungen in ambulant betreuten 
Wohngruppen nach § 32 Abs. 4, wenn Leistun-
gen nach § 38 Abs. 2 bezogen oder für eine spä-
tere Inanspruchnahme angespart werden,

3.	 Pflegehilfsmittel sowie Maßnahmen zur Verbes-
serung des Wohnumfeldes nach § 35,

https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=SGB_XI&p=14&verdatabref=20170101
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=SGB_XI&p=15&verdatabref=20170101
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=SGB_XI&p=36&verdatabref=20170101
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=SGB_XI&p=45b
https://bayernrecht.beck.de/?typ=reference&y=100&g=SGB_XI&p=45b&x=1
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4.	 zusätzliche Betreuung und Aktivierung in stati-
onären Pflegeeinrichtungen nach §  36 Abs.  1 
Satz 3,

5.	 vollstationäre Pflege nach § 36 Abs. 1 in Höhe 
von 125 € monatlich,

6.	 Angebote zur Unterstützung im Alltag und Ent-
lastungsbetrag nach § 38,

7.	 Rückstufung nach § 36 Abs. 2.“

10.	 § 40 wird wie folgt geändert:

a)	 Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 eingefügt:

„3Satz  2 gilt auch bezüglich der Überleitung in 
Pflegegrade im Sinn des § 140 SGB XI; das von 
dem privaten Pflegeversicherungsunternehmen 
oder der Pflegekasse der pflegebedürftigen Per-
son übermittelte schriftliche Ergebnis der Über-
leitung ist der Beihilfestelle in Kopie vorzulegen.“

b)	 Die bisherigen Sätze 3 und 4 werden die Sätze 4 
und 5.

11.	 Dem § 51 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) In den Fällen des § 141 Abs. 1 und 2 SGB 
XI sind die §§ 31 bis 35 und 37 bis 40 in der bis zum 
31. Dezember 2016 geltenden Fassung einschließ-
lich der bis dahin geltenden Rechtslage des SGB XI 
weiterhin anzuwenden, sofern dies zu einer Besser-
stellung der beihilfeberechtigten und berücksichti-
gungsfähigen Personen führt.“

§ 2

Weitere Änderung der  
Bayerischen Beihilfeverordnung

Die Bayerische Beihilfeverordnung (BayBhV) vom 
2. Januar 2007 (GVBl. S. 15, BayRS 2030-2-27-F), die 
zuletzt durch § 1 geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

1.	 In § 2 Abs. 3 Nr. 2 werden die Wörter „(§ 40 Abs. 6 
des Bundesbesoldungsgesetzes)“ durch die Wörter 
„(§ 36 Abs. 6 des Bayerischen Besoldungsgesetzes 
– BayBesG)“ ersetzt.

2.	 In § 3 Abs. 1 Nr. 2 wird die Angabe „(BayBesG)“ ge-
strichen.

3.	 § 7 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1a wird aufgehoben.

b)	 In Abs. 3 Satz 4 werden die Wörter „oder private 
Krankenversicherungsunternehmen“ durch die 
Wörter „  ,  private Krankenversicherungsunter-
nehmen oder andere Beihilfeträger des Bundes, 
der Länder und sonstiger Dienstherren“ ersetzt.

c)	 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Nr. 2 Satz 2 werden die Wörter „Wird der 
Höchstbetrag unterschritten, ist dies auf 
Verlangen der Beihilfefestsetzungsstelle 
durch den Einkommensteuerbescheid des 
Bezugsjahres zu belegen.“ durch die Wörter 
„Die Einhaltung dieser Höchstgrenze ist in 
regelmäßigen Abständen auf Verlangen der 
Beihilfefestsetzungsstelle durch die Vorlage 
eines Auszugs des Einkommensteuerbe-
scheids des Bezugsjahres zu belegen.“ er-
setzt.

bb)	 In Nr. 4 wird der Punkt am Ende durch ein 
Semikolon ersetzt.

cc)	 Folgende Nr. 5 wird angefügt:

„5.	 Aufwendungen für medizinisch notwen-
dige Leistungen, die als Folge medizi-
nisch nicht notwendiger Maßnahmen, 
insbesondere ästhetischer Operationen, 
Tätowierungen oder Piercings entste-
hen.“

4.	 § 9 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 wird wie folgt gefasst:

„5.	 schizophrene und affektive psychotische 
Störungen.“

b)	 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

aa)	 Der Wortlaut wird Satz 1.

bb)	 Es wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Aufwendungen für eine Eye-Movement-
Desensitization-and-Reprocessing-Behand-
lung (EMDR) sind nur bei Personen, die 
das 18.  Lebensjahr vollendet haben, mit 
posttraumatischen Belastungsstörungen im 
Rahmen eines umfassenden Behandlungs-
konzepts der Verhaltenstherapie, der tiefen-
psychologisch fundierten Psychotherapie 
oder analytischen Psychotherapie beihilfe-
fähig.“

5.	 § 11 wird wie folgt geändert:
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a)	 In Abs. 5 werden die Wörter „Gesetzes über die 
Berufe des Psychologischen Psychotherapeuten 
und des Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peuten (Psychotherapeutengesetz – PsychThG) 
vom 16. Juni 1998 (BGBl. I S. 1311) in der jeweils 
geltenden Fassung“ durch die Angabe „Psycho-
therapeutengesetzes (PsychThG)“ ersetzt.

b)	 Es wird folgender Abs. 8 angefügt.

„(8) 1Therapeutinnen und Therapeuten, die 
eine EMDR durchführen, müssen die jeweili-
gen therapeutenspezifischen Voraussetzungen 
der Abs.  4 bis 6 erfüllen und Kenntnisse und 
praktische Erfahrungen in der Behandlung der 
posttraumatischen Belastungsstörung und in 
der EMDR im Rahmen einer Weiterbildung er-
worben haben. 2Wurde die Qualifikation nicht im 
Rahmen der Weiterbildung erworben, muss die 
behandelnde Person

1.	 in mindestens 40 Stunden eingehende 
Kenntnisse in der Theorie der Traumabe-
handlung und der EMDR erworben haben 
und 

2.	 mindestens 40 Stunden Einzeltherapie mit 
mindestens fünf abgeschlossenen EMDR-
Abschnitten unter Supervision von mindes-
tens 10  Stunden mit EMDR-Behandlung 
durchgeführt haben.

3Entsprechende Zusatzqualifikationen müssen 
an oder über anerkannte Weiterbildungsstätten 
erworben worden sein.“

6.	 Dem § 12 wird folgender Abs. 8 angefügt:

„(8) 1Therapeutinnen und Therapeuten, die eine 
EMDR durchführen, müssen die jeweiligen therapeu-
tenspezifischen Voraussetzungen der Abs. 4 bis 6 er-
füllen und Kenntnisse und praktische Erfahrungen in 
der Behandlung der posttraumatischen Belastungs-
störung und in der EMDR im Rahmen einer Weiter-
bildung erworben haben. 2§ 11 Abs. 8 Satz 2 und 3 
gilt entsprechend.“

7.	 In § 16 Satz 1 Nr.  5 werden die Wörter „den Anla-
ge 1 Nrn. 7010 und 7020“ durch die Wörter „Anlage 1 
Nr. 7010 und 7020“ ersetzt.

8.	 § 18 Satz 4 wird wie folgt geändert:

a)	 Im Satzteil vor Nr. 1 werden die Wörter „für Mit-
tel,“ gestrichen.

b)	 Dem Wortlaut der Nrn. 1 und 2 werden jeweils 
die Wörter „für Mittel,“ vorangestellt.

c)	 In Nr. 3 wird der Punkt am Ende durch ein Kom-
ma ersetzt.

d)	 Es wird folgende Nr. 4 angefügt:

„4.	 Geriatrika und Roborantia.“

9.	 In § 20 Satz 1 werden nach den Wörtern „medizini-
sche Leistungen“ die Wörter „oder auf Grund von Ver-
einbarungen und Verträgen im Sinn des § 7 Abs. 3“ 
eingefügt.

10.	 § 22 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In den Buchst. a bis c wird jeweils das Wort 
„oder“ durch ein Komma ersetzt.

bb)	 In Buchst. d wird der Punkt am Ende durch 
ein Komma ersetzt.

cc)	 Es werden die folgenden Buchst. e und f an-
gefügt:

„e)	 gravierender Sehschwäche ab +/- 6,0 
dpt. oder

f)	 Astigmatismus ab 4,0 dpt.“

b)	 In Abs. 4 Satz 1 werden die Wörter „des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch (SGB V)“ durch die 
Angabe „SGB V“ ersetzt.

11.	 § 24a wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Nach Satz 3 wird folgender Satz 4 eingefügt:

„4Die Verordnung nach Satz 1 muss von ei-
ner Fachärztin oder einem Facharzt für

1.	 Neurologie, 

2.	 Nervenheilkunde, 

3.	 Psychosomatische Medizin und Psy-
chotherapie, 

4.	 Psychiatrie,

5.	 Psychiatrie und Psychotherapie, 

6.	 Kinder- und Jugendpsychiatrie und 
-psychotherapie –  in therapeutisch be-
gründeten Fällen in der Übergangspha-
se ab dem 18. Lebensjahr bis zur Voll-
endung des 21. Lebensjahres –)

erfolgen.“
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bb)	 Der bisherige Satz 4 wird Satz 5.

b)	 In Abs. 3 werden die Wörter „einer Krankenpfle-
gekraft“ durch die Wörter „für einen der in Abs. 1 
Satz 5 genannten Leistungserbringer“ ersetzt.

12.	 In § 26 Satz 1 Nr. 2 werden die Wörter „als Rettungs-
fahrten zum Krankenhaus,“ durch die Wörter „als 
Rettungsfahrten und -flüge,“ ersetzt.

13.	 § 28 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz  1 Nr.  1 werden die Wörter „Teil  a) des 
DRG-Fallpauschalenkatalogs“ durch die Wörter 
„Teil  a des DRG-Fallpauschalenkatalogs unter 
Ansatz der jeweiligen mittleren Verweildauer“ er-
setzt.

b)	 Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:

„2Satz 1 Nr. 1 gilt bei anderen Krankenhäusern, 
die vergleichbar einer Belegklinik geführt wer-
den, mit der Maßgabe, dass die Bewertungsrela-
tion gemäß Teil b des DRG-Fallpauschalenkata-
logs anzusetzen ist.“

c)	 Die bisherigen Sätze 2 bis 6 werden die Sätze 3 
bis 7.

14.	 § 29 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 5 Satz 1 Halbsatz 2 wird gestrichen.

b)	 Abs. 6 wird wie folgt geändert:

aa)	 Satz 1 Nr. 5 wird wie folgt geändert:

aaa)	 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„für die An- und Abreise; zur Ab-
geltung dieser Aufwendungen ist 
eine Entfernungspauschale für 
jeden vollen Kilometer der Entfer-
nung zwischen Wohnung und der 
Einrichtung nach den Abs. 2 bis 4 
von 0,20 € anzusetzen, höchstens 
jedoch 200 €, unabhängig vom be-
nutzten Beförderungsmittel.“

bbb)	 �In Satz 2 werden die Wörter „Entfer-
nungskilometer bestimmen“ durch 
die Wörter „Entfernung bestimmt“ 
ersetzt.

bb)	 Satz 5 wird aufgehoben.

15.	 § 32 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a)	 Nach Satz 5 wird folgender Satz 6 eingefügt:

„6Besteht der Anspruch auf Pauschalbeihilfe 
nicht für einen vollen Kalendermonat, ist die Pau-
schalbeihilfe um ein Dreißigstel für jeden nicht in 
Anspruch genommenen Tag zu mindern.“

b)	 Die bisherigen Sätze 6 und 7 werden die Sätze 7 
und 8.

c)	 Nach Satz 8 wird folgender Satz 9 eingefügt:

„9Verstirbt die oder der Pflegebedürftige, wird die 
Pauschalbeihilfe bis zum Ende des Kalendermo-
nats gewährt, in dem der Tod eingetreten ist.“

d)	 Der bisherige Satz 8 wird Satz 10.

16.	 § 36 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz 3 Nr. 1 Satzteil vor Buchst. a werden die 
Wörter „des Bayerischen Besoldungsgesetzes“ 
durch die Angabe „BayBesG“ ersetzt.

b)	 Nach Satz 3 wird folgender Satz 4 eingefügt:

„4Im Monat des Beginns und der Beendigung 
der stationären Pflege ist der Eigenanteil nach 
Satz 2 nur entsprechend der tatsächlichen Dau-
er der stationären Unterbringung zu berücksich-
tigen; § 191 des Bürgerlichen Gesetzbuchs gilt 
entsprechend.“

c)	 Der bisherige Satz 4 wird Satz 5.

17.	 § 41 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 wird das Wort „zugelassen“ durch 
das Wort „benannt“ ersetzt.

bb)	 In Satz 2 wird die Tabelle wie folgt geändert:

aaa)	 �In Nr. 2 Spalte 4 wird die Anga-
be „5  900  €“ durch die Angabe 
„4 500 €“ ersetzt.

bbb)	 �In Nr. 3 Spalte 4 wird die Angabe 
„360  €“ durch die Angabe „250  €“ 
ersetzt.

cc)	 In Satz 4 wird das Wort „Personen“ durch 
das Wort „Person“ ersetzt.

b)	 In Abs.  3 werden die Wörter „den Anlage  1 
Nrn. 1000 bis 1020“ durch die Wörter „Anlage 1 
Nr. 1000 bis 1020“ ersetzt.

18.	 In § 42 Nr. 1 werden die Wörter „für die Schwanger-
schaftsüberwachung“ durch die Wörter „für die ärzt-
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liche Betreuung während der Schwangerschaft und 
nach der Entbindung“ ersetzt.

19.	 § 43 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a)	 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„2Die Zuordnung der Kosten zu den jeweiligen 
Ehepartnern erfolgt nach der Person, anlässlich 
deren Beratung und Behandlung die Kosten ent-
stehen.“

b)	 Es wird folgender Satz 3 angefügt:

„3Danach werden die Aufwendungen

1.	 dem Ehemann zugeordnet 

a)	 für Maßnahmen im Zusammenhang mit 
der Gewinnung, Untersuchung und Auf-
bereitung, gegebenenfalls einschließ-
lich der Kapazitation des männlichen 
Samens,

b)	 für die in Nr.  12.1 der Richtlinien über 
künstliche Befruchtung genannten La-
boruntersuchungen des Ehemanns,

c)	 für die Beratung des Ehepaares nach 
Nr. 16 der Richtlinien über künstliche 
Befruchtung und die gegebenenfalls in 
diesem Zusammenhang erfolgende hu-
mangenetische Beratung,

2.	 der Ehefrau zugeordnet 

a)	 für die Beratung des Ehepaares nach 
Nr. 14 der Richtlinien über künstliche 
Befruchtung,

b)	 für die in Nr.  12.1 der Richtlinien über 
künstliche Befruchtung genannten La-
boruntersuchungen der Ehefrau,

c)	 für die extrakorporalen Maßnahmen im 
Zusammenhang mit der Zusammenfüh-
rung von Eizellen und Samenzellen.“

20.	 § 44 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 2 wird durch die folgenden Abs. 2 und 3 er-
setzt:

„(2) Beihilfefähig sind Aufwendungen bei 
postmortalen Organspenden für die Vermittlung, 
Entnahme, Versorgung, Organisation der Be-
reitstellung und den Transport des Organs zur 
Transplantation, soweit es sich bei den Organ-
empfängern um beihilfeberechtigte oder berück-
sichtigungsfähige Personen handelt.

(3) 1Aufwendungen für eine Spenderin oder 
einen Spender von Organen, Geweben, Blut-
stammzellen oder anderen Blutbestandteilen 
sind entsprechend den Abschnitten IV und V 
beihilfefähig, wenn die Empfängerin oder der 
Empfänger der Spende selbst beihilfeberechtigt 
ist oder zum Kreis der berücksichtigungsfähigen 
Angehörigen zählt. 2Beihilfefähig ist auch der 
nachgewiesene Ausfall von Arbeitseinkünften

1.	 der Spenderin oder des Spenders,

2.	 von Personen, die als Spenderin oder Spen-
der vorgesehen waren, aber nicht in Be-
tracht kommen.

3Dem Arbeitgeber der Spenderin oder des Spen-
ders wird auf Antrag das fortgezahlte Entgelt ent-
sprechend dem Bemessungssatz der Empfän-
gerin oder des Empfängers erstattet.“

b)	 Die bisherigen Abs. 3 und 4 werden die Abs. 4 
und 5.

21.	 § 45 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz  1 wird die Angabe „§§ 8 bis 28,“ 
durch die Angabe „§§ 8 bis 29,“ ersetzt.

bb)	 Es wird folgender Satz 6 angefügt:

„6Bei stationären Maßnahmen nach §  29 
Abs.  1, die in Gebieten außerhalb der Eu-
ropäischen Union durchgeführt werden, gilt 
Abs. 3 Nr. 3 entsprechend.“

b)	 In Abs. 3 Satz 1 wird die Angabe „§ 29 Abs. 1 
Nr. 3 und § 30 Abs. 1 Nrn. 1 und 3“ durch die 
Angabe „§ 30 Abs. 1 Nr. 1 und 3“ ersetzt.

c)	 In Abs. 4 wird die Angabe „Anlage 5“ durch die 
Angabe „Anlage 6“ ersetzt.

22.	 § 48 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„3Abweichend von Satz 1 gilt als Beihilfeantrag: 

1. 	 die Übermittlung der abrechnungsrelevan-
ten Daten

a)	 im Fall des § 31 Abs. 4 durch den Träger 
der Pflegeberatung oder

b)	 im Fall des § 44 Abs. 5 durch das jewei-
lige Krebsregister 
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oder

2.	 im Fall des § 44 Abs. 3 Satz 3 die Antragstel-
lung durch den Arbeitgeber.“

b)	 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

aa)	 Der Wortlaut wird Satz 1.

bb)	 Es wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Bei kostenintensiven Aufwendungsarten, 
z. B. stationäre Krankenhausbehandlungen, 
kann die Überweisung der festgesetzten 
Beihilfe unmittelbar an den Leistungserbrin-
ger erfolgen, wenn der Beihilfeberechtigte 
dies beantragt und die Festsetzungsstelle 
dem Antrag zustimmt.“

c)	 In Abs. 5 wird die Angabe „§ 29 Abs. 5 Satz 3“ 
durch die Angabe „§ 29 Abs. 5 Satz 4“ ersetzt.

23.	 § 51 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 2 wird aufgehoben.

b)	 Die bisherigen Abs. 3 und 4 werden die Abs. 2 
und 3.

24.	 Anlage 2 wird wie folgt geändert:

a)	 Nr. 1 wird wie folgt geändert: 

aa)	 In Buchst  E Spiegelstrich 3 wird das Wort 
„epidurale“ durch das Wort „Epidurale“ er-
setzt.

bb)	 Buchst. K Spiegelstrich 1 wird aufgehoben.

cc)	 In Buchst. P wird Spiegelstrich 1 folgender 
Spiegelstrich vorangestellt:

„- 	 Photodynamische Lasertherapie in der 
Parodontologie“.

dd)	 Buchst. R Spiegelstrich 1 wird aufgehoben. 

ee)	 Dem Buchst. S wird folgender Spiegelstrich 
angefügt:

„- 	 SIPARI-Therapie“.

ff)	 In Buchst.  T wird nach Spiegelstrich  1 fol-
gender Spiegelstrich eingefügt:

„- 	 Transorbitale Wechselstromstimulation 
bei Optikusatrophie“.

b)	 Nr. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 Spiegelstrich 1 wird Buchst. a.

bb)	 Der bisherige Spiegelstrich 2 wird Buchst. b 
und in Satz 1 werden die Wörter „oder der 
therapiefraktären Achillodynie“ durch die 
Wörter „ , der therapierefraktären Achillody-
nie oder der therapierefraktären Epicondyli-
tis humeri radialis“ ersetzt.

cc)	 Die bisherigen Spiegelstriche 3 bis 8 werden 
die Buchst. c bis h.

dd)	 Nach Buchst. h wird folgender Buchst. i ein-
gefügt: 

„i)	 Radiale Stoßwellentherapie (r-ESWT)

Die Aufwendungen sind im orthopädi-
schen, chirurgischen und schmerzthe-
rapeutischen Bereich nur beihilfefähig 
bei Behandlung der therapierefraktären 
Epicondylitis humeri radialis. Auf der 
Grundlage des Beschlusses der Bun-
desärztekammer zur Analogbewertung 
der r-ESWT sind Gebühren nach der Nr. 
302 GOÄ beihilfefähig. Daneben sind 
keine Zuschläge beihilfefähig.“

ee)	 Der bisherige Spiegelstrich 9 wird Buchst.  j 
und die Wörter „den Nrn. 4 bis 6 der Anla-
ge 2 zu § 19“ werden durch die Wörter „An-
lage 3 Nr. 3 bis 5 der Anlage 3“ ersetzt.

ff)	 Der bisherige Spiegelstrich 10 wird 
Buchst. k,

25.	 Anlage 3 Nr. 35 Spalte 2 Buchst. e Abs. 2 wird wie 
folgt geändert:

a)	 In Satz 1 werden die Wörter „unter den Nrn. 30a 
bis 30c und 31b“ durch die Wörter „in Buchst. b 
und Nr. 34 Buchst. a bis c“ ersetzt.

b)	 In Satz 2 wird die Angabe „Nr. 30d“ durch die An-
gabe „Nr. 34 Buchst. d“ ersetzt.

26.	 Anlage 4 wird wie folgt geändert:

a)	 In Buchst  F wird der Zeile „Fepo-Gerät (funkti-
onelle elektronische Peronaeus-Prothese)“ die 
Zeile „Farberkennungsgerät für Blinde sowie bei 
hochgradiger Sehbehinderung“ vorangestellt.

b)	 In Buchst. G wird der Zeile „Gesichtsteilersatz-
stücke (Ektoprothese, Epithese, Vorlege-Pro-
these)“ die Zeile „Geräte zur kontinuierlichen 
Gewebezuckermessung bei Personen mit einem 
insulinpflichtigen Diabetes mellitus, die einer in-
tensiven Insulintherapie bedürfen, bei einer Ver-
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ordnung durch eine Fachärztin oder einen Fach-
arzt für Innere Medizin und Endokrinologie und 
Diabetologie sowie von sonstigen Fachärztinnen 
und Fachärzten mit einer diabetologischen Zu-
satzqualifikation; daneben sind die Aufwendun-
gen eines Blutzuckermessgeräts zusätzlich bei-
hilfefähig.“ vorangestellt.

c)	 In Buchst. H wird im Absatz am Ende die Angabe 
„(§ 48 Abs. 8)“ durch die Angabe „(§ 48 Abs. 7)“ 
ersetzt.

d)	 Dem Buchst.  N wird die Zeile „Neurodermitis-
Overall für Kinder vor Vollendung des 12.  Le-
bensjahres, begrenzt auf zwei pro Jahr bis zu 
80 € je Overall“ angefügt.

e)	 In Buchst.  O wird in der Zeile „Orthopädischer 
Spezialschuh für Diabetiker (LucRo), soweit die 
Aufwendungen 64  € übersteigen“ die Angabe 
„(LucRo)“ gestrichen.

27.	 Anlage 5 wird wie folgt geändert:

a)	 In der Überschrift wird das Wort „Zugelassene“ 
durch die Wörter „Von der Deutschen Krebshilfe 
benannte“ ersetzt.

b)	 In Nr. 5 werden die Wörter „Zell- und Molekular-
pathologie“ durch das Wort „Humangenetik“ er-
setzt.

c)	 In Nr. 10 wird das Wort „Technischen“ durch das 
Wort „Technische“ ersetzt.

§ 3

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) 1Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2017 in Kraft. 2Abweichend von Satz 1 tritt § 2 am 1. Sep-
tember 2017 in Kraft.

(2) Mit Ablauf des 31. August 2017 treten außer Kraft:

1.	 § 2 Abs. 1 Satz 2 der Verordnung zur Änderung der 
Bayerischen Beihilfeverordnung vom 16. April 2009 
(GVBl. S. 117, BayRS 2030-2-27-F) und

2.	 § 2 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Satz 2 der Verordnung 
zur Änderung der Bayerischen Beihilfeverordnung 
vom 11. März 2011 (GVBl. S.  130, BayRS 2030-2-
27-F).

München, den 24. Juli 2017

Bayerisches Staatsministerium 
der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat

Dr. Markus S ö d e r , Staatsminister
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Auf Grund des Art. 67 Satz 1 und des Art. 68 Abs. 2 
des Leistungslaufbahngesetzes (LlbG) vom 5. August 
2010 (GVBl. S.  410, 571, BayRS 2030-1-4-F), das zu-
letzt durch §  3 des Gesetzes vom 13. Dezember 2016  
(GVBl. S. 354) geändert worden ist, verordnet das Baye-
rische Staatsministerium des Innern, für Bau und Verkehr 
im Einvernehmen mit dem Bayerischen Staatsministeri-
um der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat und 
mit Zustimmung des Bayerischen Landespersonalaus-
schusses:

§ 1

Die Verordnung über die Fachlaufbahn Polizei und 
Verfassungsschutz (FachV-Pol/VS) vom 9. Dezember 
2010 (GVBl. S.  821; 2011 S.  36, BayRS 2030-2-2-I), 
die zuletzt durch Verordnung vom 4. September 2015  
(GVBl. S. 343) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

1.	 Die Inhaltsübersicht wird gestrichen.

2.	 In § 1 Satz 2 werden die Wörter „Gesetzes über die 
Leistungslaufbahn und die Fachlaufbahnen der bay-
erischen Beamten und Beamtinnen (Leistungslauf-
bahngesetz – LlbG)“ durch die Wörter „Leistungslauf-
bahngesetzes (LlbG)“ ersetzt.

3.	 § 5 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a)	 In Nr. 2 wird die Angabe „26. Lebensjahr“ durch 
die Angabe „31. Lebensjahr“ ersetzt.

b)	 In Nr.  6 werden die Wörter „nach polizeiärztli-
chem Gutachten“ durch die Wörter „auf Grund 
eines polizeiärztlichen Gutachtens“ ersetzt.

4.	 In § 7 Abs. 1 Nr. 3 werden die Wörter „nach polizei-
ärztlichem Gutachten“ durch die Wörter „auf Grund 
eines polizeiärztlichen Gutachtens“ ersetzt.

5. 	In § 11 Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Wort „wieder-
holen“ die Wörter „ , soweit dort keine Verhinderung 
(§ 33 APO) vorliegt“ eingefügt.

6. 	§ 36 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a)	 Satz 2 wird aufgehoben.

b)	 Der bisherige Satz 3 wird Satz 2.

7. 	In § 37 Abs. 1 Satz 2 wird der Punkt durch den Halb-
satz „ ; § 15 gilt entsprechend.“ ersetzt. 

8. 	§ 39 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter „Fachhoch-
schule für öffentliche Verwaltung und Rechts-
pflege in Bayern – Fachbereich Polizei – (Fach-
hochschule)“ durch die Wörter „Hochschule für 
den öffentlichen Dienst in Bayern – Fachbereich 
Polizei – (Hochschule – Fachbereich Polizei)“ er-
setzt.

b)	 In Abs.  4 Satz  1 und 2 wird jeweils das Wort 
„Fachhochschule“ durch die Wörter „Hochschule 
– Fachbereich Polizei“ ersetzt.

9. 	§ 46 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) 1Die weiteren Mitglieder sowie jeweils 
zwei Vertreter bestellt das Präsidium der Bay-
erischen Bereitschaftspolizei auf Vorschlag der 
Hochschule – Fachbereich Polizei für die Dauer 
von drei Jahren. 2Sie müssen Lehrpersonen der 
Hochschule – Fachbereich Polizei sein, wobei 
nur ein Mitglied und dessen Vertreter eine Lehr-
person im Sinn des Art. 14 Abs. 3 des HföD-Ge-
setzes sein darf.“

b)	 In Abs. 3 wird das Wort „Fachhochschule“ durch 
die Wörter „Hochschule – Fachbereich Polizei“ 
ersetzt.

10.	 § 57 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa)	 In Nr. 3 wird das Wort „und“ am Ende 
gestrichen.

bbb)	� Nach Nr. 3 wird folgende Nr. 4 einge-
fügt:

„4.	 in dieser Beurteilung mindestens 
mit einem Gesamturteil von elf 
Punkten beurteilt sind und“.

2030-2-2-I

Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung über die Fachlaufbahn Polizei und Verfassungsschutz

vom 3. August 2017
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ccc) 	� Die bisherige Nr. 4 wird Nr. 5 und die 
Angabe „40. Lebensjahr“ wird durch 
die Angabe „42. Lebensjahr“ ersetzt.

bb)	 In Satz  3 wird die Angabe „Satz  1 Nr.  4“ 
durch die Angabe „Satz 1 Nr. 5“ und wird das 
Wort „Fachhochschule“ durch die Wörter 
„Hochschule – Fachbereich Polizei“ ersetzt.

cc)	 In Satz  4 wird die Angabe „Satz  1 Nr.  4“ 
durch die Angabe „Satz 1 Nr. 5“ ersetzt.

b)	 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden die Wörter „das Bestehen 
einer Vorprüfung zur Feststellung der per-
sönlichen und sozialen Kompetenzen unter 
Berücksichtigung“ durch die Wörter „die er-
folgreiche Teilnahme an einem Auswahlver-
fahren auf Grundlage“ ersetzt.

bb)	 Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 eingefügt:

„3Die Beamten und Beamtinnen können bis 
zu viermal am Auswahlverfahren teilneh-
men.“

cc)	 Der bisherige Satz 3 wird Satz 4.

11. 	In § 62 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „Abs. 1 Nr. 3“ 
durch die Angabe „Abs. 1 Satz 1“ ersetzt.

12.	 In § 40 Abs. 1, § 41 Abs. 2, § 42 Abs. 2 Satz 4, § 44 
Satz 1, § 45 Abs. 4 Satz 2 und § 58 Abs. 1 Satz 1 wird 
das Wort „Fachhochschule“ durch die Wörter „Hoch-
schule – Fachbereich Polizei“ ersetzt.

§ 2

(1) Diese Verordnung tritt am 1. September 2017 in 
Kraft.

(2) Mit Ablauf des 31. August 2017 tritt § 2 Satz 2 der 
Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Fach-
laufbahn Polizei und Verfassungsschutz vom 18.  Mai 
2012 (GVBl. S. 246, BayRS 2030-2-2-I) außer Kraft.

München, den 3. August 2017

Bayerisches Staatsministerium 
des Innern, für Bau und Verkehr

Joachim H e r r m a n n , Staatsminister
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Auf Grund des Art. 13 Satz 3, des Art. 44 Abs. 2 Satz 1 
und des Art. 89 Abs. 1 des Bayerischen Gesetzes über 
das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBl. 
S. 414, 632, BayRS 2230-1-1-K), das zuletzt durch § 3 
des Gesetzes vom 12. Juli 2017 (GVBl. S. 362) geändert 
worden ist, verordnet das Bayerische Staatsministerium 
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst:

§ 1

Die Berufsfachschulordnung Musik (BFSO Musik) 
vom 30. September 2008 (GVBl. S. 806, BayRS 2236-4-
1-3-K), die zuletzt durch § 11 der Verordnung vom 1. Juli 
2016 (GVBl. S. 193) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

1.	 Die Inhaltsübersicht wird gestrichen.

2.	 In der Überschrift des Ersten Teils wird die Fußnote *) 
gestrichen.

3.	 § 2 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „in zweijähri-
gem Vollzeitunterricht“ gestrichen.

b)	 Es wird folgender Abs. 5 angefügt:

„(5) 1Die Ausbildung dauert in Vollzeitform 
zwei Jahre. 2Sie kann in drei- bis höchstens fünf-
jähriger Teilzeitform durchgeführt werden.“

4.	 § 3 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa)	 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa)	� Die Satznummerierung in Satz 1 wird 
gestrichen.

bbb)	� In Nr.  1 wird das Komma durch das 
Wort „und“ ersetzt.

ccc)	 Nr. 2 wird wie folgt gefasst:

,2. 	im Abschlusszeugnis einer Berufs-
fachschule für Musik das Gesamt-

ergebnis „gut“ und jeweils die Note 
„gut“ 

a)	 im instrumentalen oder vokalen 
Hauptfach, 

b)	 im Hauptfach Chorleitung/En-
sembleleitung und 

c)	 im Pflichtfach Unterrichtsme-
thodik des Hauptfachinstru-
ments oder des Gesangs in 
Grundzügen 

erhalten hat; in der Fachrichtung 
Musical ist abweichend von Halb-
satz 1 Buchst. a, b und c jeweils die 
Note „gut“ in allen Hauptfächern er-
forderlich.‘

ddd)	 Nr. 3 wird aufgehoben.

bb)	 Satz 2 wird aufgehoben.

b)	 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

aa)	 Der Wortlaut wird Satz 1.

bb)	 Es wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Satz 1 gilt nicht für die Fachrichtung Mu-
sical.“

5.	 § 11 wird wie folgt gefasst:

„§ 11

Unterrichtsform

Der Unterricht in den musikalischen Fächern so-
wie im Fach Musik- und Bewegungserziehung wird 
nach Maßgabe der Anlage  1 als Einzelunterricht, 
Gruppenunterricht –  in der Regel 3 bis 6 Schülerin-
nen und Schüler – und Kursunterricht – ab 7 Schüle-
rinnen und Schülern – erteilt.“

6.	 In § 12 Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter „Hauptfach-
instrument/Gesang“ durch die Wörter „Hauptfachins-
trument oder Gesang“ ersetzt.

2236-4-1-3-K

Verordnung 
zur Änderung der 

Berufsfachschulordnung Musik

vom 4. August 2017
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7.	 § 28 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs.  2 werden die Wörter „  ,  beim erfolgrei-
chen Abschluss des Hauptfachs Gesang zusätz-
lich zum Chorleiter bzw. zur Chorleiterin“ gestri-
chen.

b)	 In Abs. 3 wird das Wort „C-Prüfung“ durch das 
Wort „C-Kirchenmusik-Prüfung“ ersetzt.

8.	 § 29 wird wie folgt geändert:

a)	 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Dem jeweiligen Prüfungsausschuss oder 
Unterausschuss in den Fächern der C-Kirchen-
musik-Prüfung – Orgelliteraturspiel, Liturgisches 
Orgelspiel, katholisch: Gregorianischer Choral 
und Deutscher Liturgiegesang oder evangelisch: 
Hymnologie sowie Liturgik, kirchenmusikalische 
Normen und Glaubenslehre – gehört auch eine 
Vertreterin oder ein Vertreter der jeweiligen Kir-
chenbehörde als stimmberechtigtes Mitglied an.“

b)	 In Abs. 3 Satz 2 wird das Wort „Kirchenmusikprü-
fung” durch das Wort „C-Kirchenmusik-Prüfung” 
ersetzt.

9.	 § 35 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „C-Prüfung“ durch 
das Wort „C-Kirchenmusik-Prüfung“ ersetzt.

b)	 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz  1 werden die Wörter „instrumenta-
len / vokalen Hauptfachs“ durch die Wörter 
„instrumentalen oder vokalen Hauptfachs“ 
ersetzt.

bb)	 In Satz 2 wird die Angabe „Kirchenmusikprü-
fung  C“ durch das Wort „C-Kirchenmusik-
Prüfung“ ersetzt.

10.	 In §  40 Abs.  1 Satz  1 werden die Wörter „Bedient 
sich eine Schülerin oder ein Schüler unerlaubter Hil-
fe oder macht sie oder er den Versuch dazu (Unter-
schleif), so“ durch die Wörter „Bei Unterschleif oder 
versuchtem Unterschleif“ ersetzt.

11.	 In § 41 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „Fachrichtung(en)“ 
durch die Wörter „Fachrichtung oder Fachrichtungen“ 
ersetzt.

12.	 In § 65 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „(Dirigentin-
nen und Dirigenten)“ gestrichen und nach den Wör-
tern ‚„Kinder- und Jugendchorleiterin“,‘ die Wörter 
‚„Pop- und Gospelchorleiter“/„Pop- und Gospelchor-
leiterin“,‘ eingefügt.

13.	 § 66 wird wie folgt geändert:

a)	 In der Überschrift wird das Wort „ , Außerkrafttre-
ten“ gestrichen.

b)	 In Abs.  1 wird die Absatzbezeichnung „(1)“ ge-
strichen.

c)	 Abs. 2 wird aufgehoben.

14.	 Die Anlagen 1 bis 3b erhalten die aus dem Anhang 
zu dieser Verordnung ersichtliche Fassung.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. September 2017 in Kraft. 

München, den 4. August 2017

Bayerisches Staatsministerium für 
Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Dr. Ludwig S p a e n l e , Staatsminister
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Anhang zu § 1 Nr. 14 
 

Anlage 1 
(zu § 9 Abs. 1 Satz 1) 

 
Stundentafeln der Berufsfachschule für Musik 

 

 

 
 

I. Fachrichtung Klassik Wöchentliche Unterrichtsstunden im 
ersten 

Schuljahr 
zweiten 

Schuljahr 
pädagogischen 

Aufbaujahr 
1. Pflichtfächer    
1.1 Hauptfächer    
 Hauptfachinstrument oder Gesang (E) 2 2 2 
 Chorleitung/Ensembleleitung (G/K) 3 3 - 
1.2 Musikalische Pflichtfächer    
 Pflichtfachinstrument (E/G) 1 1 1 
 Partiturspiel (G) - 1 - 
 Unterrichtspraktisches Klavierspiel (G) - - 1 
 Gehörbildung (G) 2 2 2 

 Singen, Stimmbildung und Sprecherziehung (E/G) 
für Schüler mit Hauptfach Gesang freiwillig  

1 1 1 

 Chorsingen (K) 2 2 2 

 Ensemblespiel (instrumental, auch Begleitung) oder 
Ensemblesingen (G/K) 

2 2 2 

 Allgemeine Musiklehre (K/Kl) 1 - - 
 Musikgeschichte und Literatur (K/Kl) 3 3 - 
 Instrumentenkunde und Akustik (K/Kl) 1 - - 
 Harmonielehre, Tonsatz (G) 2 2 - 
 Formenlehre, Werkanalyse (K/Kl) 1 1 - 
 Arrangement (G) - - 2 
 Musikpädagogik (Kl) - - 2 

 Unterrichtsmethodik des Hauptfachinstruments oder des 
Gesangs in Grundzügen (G/K) 

- 1 - 

 

Pädagogisch-künstlerisches Seminar (G/K) 
a) Schwerpunktmodul 

Methodik/Didaktik, Unterrichtspraxis 
b) Profilmodul 

Schulspezifisches Profilfach * 

 
- 
 
- 

 
- 
 
- 

 
3 
 
2 

 Zwischensumme I 21 21 20 

 
Überwachte Übezeit  
(gruppenweise Überwachung des Übens im Hauptfach/ 
Pflichtfachinstrument durch Fachlehrer) 

1 1 - 

 Zwischensumme II 22 22 20 
1.3 Allgemeinbildende Fächer     
 Religionslehre (Kl) 1 1 - 
 Deutsch (Kl) 2 2 - 
 Sozialkunde (Kl) 2 2 - 
 Musik- und Bewegungserziehung (K) 2 2 - 
2. Wahlfächer    
 Wahlfachunterricht (Instrument/Gesang) (E/G) 1/2 1/2 1/2 
 Rock/Pop/Jazz (G/K) 1 1 - 
 Computer und musikalische Gestaltung (G/K) 1 1 - 
 Musikproduktion/tontechnische Medien (E/G) 2 2 - 
 Schulspezifisches Wahlfach (E/G/K) 2 2 2 
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II. Fachrichtung Kirchenmusik 
(mit Klassikausbildung) 

Wöchentliche Unterrichtsstunden im 
ersten  

Schuljahr 
zweiten 

Schuljahr 
1. Pflichtfächer   
1.1 Hauptfächer   
 Orgelliteraturspiel (E) 2 2 
 Liturgisches Orgelspiel (E/G) 1 1 
 Gregorianischer Choral (Kl) / Deutscher Liturgiegesang (kath.) 

oder Hymnologie (evang.) (K) 
1 1 

 Chorleitung/Ensembleleitung (G/K) 3 3 
 Liturgik, kirchenmusikalische Normen und Glaubenslehre (Kl) 1 1 
1.2 Musikalische Pflichtfächer   
 Klavier (E) 1 1 
 Partiturspiel (G) - 1 
 Gehörbildung (G) 2 2 
 Singen, Stimmbildung und Sprecherziehung (E/G) 1 1 
 Chorsingen (K) 2 2 
 Ensemblespiel (instrumental, auch Begleitung) oder 

Ensemblesingen (G/K) 
2 2 

 Allgemeine Musiklehre (K/Kl) 1 - 
 Musikgeschichte und Literatur (K/Kl) 3 3 
 Instrumentenkunde und Akustik (K/Kl) 1 - 
 Harmonielehre, Tonsatz (G) 2 2 
 Formenlehre, Werkanalyse (K/Kl) 1 1 

 Orgelkunde (K) 1 - 
 Melodieinstrument (evang. Kirchenmusik) (E) 1 1 
 Unterrichtsmethodik des Hauptfachinstruments in Grundzügen 

(G/K) 
- 1 

 Zwischensumme  26 25 
1.3 Allgemeinbildende Fächer   
 Religionslehre (Kl) 1 1 
 Deutsch (Kl) 2 2 
 Sozialkunde (Kl) 2 2 
 Musik- und Bewegungserziehung (K) 2 2 
2. Wahlfächer   
 Wahlfachunterricht (Instrument/Gesang) (E/G) 1/2 1/2 
 Rock/Pop/Jazz (G/K) 1 1 
 Computer und musikalische Gestaltung (G/K) 1 1 
 Musikproduktion/tontechnische Medien (E/G) 2 2 
 Schulspezifisches Wahlfach (E/G/K) 2 2 
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III. Fachrichtung Rock, Pop, Jazz Wöchentliche Unterrichtsstunden im 
ersten 

Schuljahr 
zweiten 

Schuljahr 
pädagogischen 

Aufbaujahr 
1. Pflichtfächer    
1.1 Hauptfächer    
 Hauptfachinstrument oder Gesang (E) 2 2 2 
 Chorleitung/Ensembleleitung (G/K) 3 3 - 
1.2 Musikalische Pflichtfächer    
 Pflichtfachinstrument (E/G) 1 1 1 
 Recording-Arranging, Composing (G) 2 2 2 
 Unterrichtspraktisches Klavierspiel (G) - - 1 
 Gehörbildung (G), Rhythm. Gehörbildung (G/K) 2 2 2 
 Singen, Stimmbildung und Sprecherziehung (E/G) 1 1 1 
 Chorsingen (K) 2 2 2 
 Ensemblespiel/Band (G/K) 2 2 2 
 Allgemeine Musiklehre (K/Kl) 1 - - 
 Musikgeschichte und Literatur (K/Kl) 3 3 - 
 Instrumentenkunde und Akustik (K/Kl) 1 - - 
 Harmonielehre, Tonsatz (G) 2 2 - 
 Formenlehre, Werkanalyse (K/Kl) - 1 - 
 Musikpädagogik (Kl) - - 2 
 Unterrichtsmethodik des Hauptfachinstruments in 

Grundzügen (G/K) 
- 1 - 

 Pädagogisch-künstlerisches Seminar (G/K) 
a) Schwerpunktmodul 

Methodik/Didaktik, Unterrichtspraxis 
b) Profilmodul 

Schulspezifisches Profilfach * 

 
- 
 
- 

 
- 
 
- 

 
3 
 
2 

 Zwischensumme I 22 22 20 
 Überwachte Übezeit  

(gruppenweise Überwachung des Übens im Haupt-
Pflichtfachinstrument durch Fachlehrer) 

1 1 - 

 Zwischensumme II 23 23 20 
1.3 Allgemeinbildende Fächer    
 Percussion (G/K) 2 2 - 
 Religionslehre (Kl) 1 1 - 
 Deutsch (Kl) 2 2 - 
 Sozialkunde (Kl) 2 2 - 
2. Wahlfächer    
 Wahlfachunterricht (Instrument/Gesang) (E/G) 1/2 1/2 1/2 
 Musik und Business (G/K) - 1 - 
 Musikproduktion/tontechnische Medien (E/G) 2 2 2 
 Schulspezifisches Wahlfach (E/G/K) 2 2 2 
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IV. Fachrichtung Musical Wöchentliche Unterrichtsstunden im 
ersten 

Schuljahr 
zweiten 

Schuljahr 
pädagogischen 

Aufbaujahr 
1. Pflichtfächer    
1.1 Hauptfächer    
 Gesang (E) 

Tanz 
Tanztraining, -technik, Step (K) 
Tanz-Ensemble (K) 
Choreographie, Audition-Training (K) 
Tanzmethodik, Unterrichtsaufbau und Gestaltung (G) 

Schauspiel 
Grundlagen Schauspiel, Improvisation (K) 
Improvisations- und Schauspieltraining (K) 
Schauspiel (E/G) 

Chorleitung/Ensembleleitung (G/K) 

2 
 

2 
 

2 
 

 4 
1 
- 
- 
 
3 
1 
- 
3 

4 
1 
1 
- 
 
1 
1 
1 
3 

1 
- 
- 
2 
 
1 
1 
1 
- 

1.2 Musikalische Pflichtfächer    
 Pflichtfachinstrument (E/G) 1 1 1 
 Unterrichtspraktisches Klavierspiel (G) - - 1 
 Gehörbildung (G) 1 1 1 
 Rhythmische Gehörbildung (G/K) 1 1 1 
 Chorsingen (K) 2 2 2 
 Songinterpretation, Ensemblesingen (G) 3 3 3 
 Allgemeine Musiklehre (K/Kl) 1 - - 
 Geschichte des Musicals (K/Kl) - 1 - 
 Musikgeschichte und Literatur (K/Kl) 

Instrumentenkunde und Akustik (K/Kl) 
Harmonielehre, Tonsatz (G) 
Formenlehre, Werkanalyse (K/Kl) 
Arrangement 
Jazz-Harmonik (G) 
Musikpädagogik (Kl) 
Pädagogisch-künstlerisches Seminar (G/K) 

a) Schwerpunktmodul 
Methodik/Didaktik, Unterrichtspraxis 

b) Profilmodul 
Schulspezifisches Profilfach * 

3 
1 
2 
1 
- 
- 
- 
 
- 
 
- 
 

3 
- 
2 
1 
- 
1 
- 
 
- 
 
- 
 

- 
- 
- 
- 
2 
- 
2 
 
3 
 
2 
 

 Zwischensumme 30 30 26 
1.3 Allgemeinbildende Fächer (Kl)    
 Religionslehre 1 1 - 
 Deutsch 2 2 - 
 Sozialkunde 2 2 - 
2. Wahlfächer    
 Wahlfachunterricht (Instrument/Gesang) (E/G) 1/2 1/2 - 
 Musik und Business (G/K) 

Rock/Pop/Jazz (G/K) 
- 
2 

1 
2 

- 
- 

 Computer und musikalische Gestaltung (G/K) 2 2 - 
 Musikproduktion/tontechnische Medien (E/G) 2 2 - 
 Schulspezifisches Wahlfach (E/G/K) 2 2 2 
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V. Fachrichtung Volksmusik Wöchentliche Unterrichtsstunden im 
ersten 

Schuljahr 
zweiten 

Schuljahr 
pädagogischen 

Aufbaujahr 
1. Pflichtfächer    
1.1 Hauptfächer    
 Hauptfachinstrument oder Gesang (E) 2 2 2 
 Chorleitung/Ensembleleitung (G/K) 3 3 - 
 bei Hauptfach Gesang zusätzlich Chorleitung (G/K) - - 2 
1.2 Musikalische Pflichtfächer    
 1. Pflichtfachinstrument Klavier (E/G) 1 1 1 
 2. Pflichtfachinstrument (E/G) 1 1 - 
 Geschichte der Volksmusik (K/KL) 1 1 - 
 Grundlagen musikalischer Volkskunde (K/KL) 1 1 - 
 Ensemblespiel Volksmusik (G/K) 2 2 - 
 Partiturspiel (G) - 1 - 
 Unterrichtspraktisches Klavierspiel (G) - - 1 
 Gehörbildung (G) 2 2 2 
 Singen, Stimmbildung und Sprecherziehung (E/G) 1 1 1 
 Chorsingen (K) 2 2 2 
 Allgemeine Musiklehre (K/Kl) 1 - - 
 Musikgeschichte und Literatur (K/Kl) 3 3 - 
 Instrumentenkunde und Akustik (K/Kl) 1 - - 
 Harmonielehre, Tonsatz (G) 2 2 - 
 Formenlehre, Werkanalyse (K/Kl) 1 1 - 
 Arrangement (G) - - 2 
 Musikpädagogik (Kl) - - 2 
 Unterrichtsmethodik des Hauptfachinstruments oder des 

Gesangs in Grundzügen (G/K) 
- 1 - 

 Pädagogisch-künstlerisches Seminar (G/K) 
a) Schwerpunktmodul 

Methodik/Didaktik, Unterrichtspraxis 
b) Profilmodul 

Schulspezifisches Profilfach * 

 
- 
 
- 

 
- 
 
- 

 
3 
 
2 

 Zwischensumme  24 24 20 
1.3 Allgemeinbildende Fächer     
 Religionslehre (Kl) 1 1 - 
 Deutsch (Kl) 2 2 - 
 Sozialkunde (Kl) 2 2 - 
 Musik- und Bewegungserziehung (K) 2 2 - 
2. Wahlfächer    
 Wahlfachunterricht (Instrument/Gesang) (E/G) 1/2 1/2 1/2 
 Rock/Pop/Jazz (G/K) 1 1 - 
 Computer und musikalische Gestaltung (G/K) 1 1 - 
 Musikproduktion/tontechnische Medien (E/G) 2 2 - 
 Schulspezifisches Wahlfach (E/G/K) 2 2 2 
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VI. Stundentafel für das künstlerische Aufbaujahr 
(ohne Fachrichtung Musical) 

mit Abschluss einer 
Berufsfachschule 
für Musik 

ohne Abschluss 
einer 
Berufsfachschule für 
Musik 

1.  Pflichtfächer   
1.1  Hauptfächer   
  Hauptfachinstrument oder Gesang (E) 2 2 
  Chorleitung/Ensembleleitung (G/K) - 3 
1.2  Musikalische Pflichtfächer   
  Pflichtfachinstrument (E/G) 1 1 
  Recording-Arranging, Composing (G) 

 Fachrichtung Rock/Pop/Jazz 
2 2 

  Unterrichtspraktisches Klavierspiel (G) 1 1 
  Gehörbildung (G) 3 3 
  Singen, Stimmbildung und Sprecherziehung  (E/G) 1 1 
  Chorsingen (K) 2 2 
  Ensemblespiel (instrumental, auch Begleitung) oder 

 Ensemblesingen (G/K), 
2 2 

  Harmonielehre, Tonsatz (G/K) - 2 
  Arrangement (G/K) Fachrichtung Klassik und Volksmusik 2 - 
  Künstlerisch-wissenschaftliches Seminar (G/K) 

a) Schwerpunktmodul 
Musiktheorie, Musikpraxis, Musikwissenschaft 

b) Profilmodul 
Schulspezifisches Profilfach * oder 
Musikpädagogik 

 
4 
 
2 

 
4 
 
2 

  Zwischensumme  20 23/25 
2.  Wahlfächer   
  Wahlfachunterricht (Instrument/Gesang) (E/G) 1/2 1/2 
  Rock/Pop/Jazz (G/K) 2 2 
  Computer und musikalische Gestaltung (G/K) 2 2 
  Schulspezifisches Wahlfach (G/K) 2 2 
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* Schulspezifische Profilfächer können folgende Fächer sein: 

1. Geschichte/Literatur und Ensemblespiel im Hauptfachinstrument/Gesang 
2. Ensembleleitung/Chorleitung 
3. Musizieren in der Ganztagsbetreuung 
4. Klassenmusizieren 
5. Geragogisches Musizieren 
6. Inklusives Musizieren 
7. Interkulturelles Musizieren 
8. Musizieren in der Kindertagesstätte (Kita) 
9. Therapeutisches Musizieren 

 
 

Erläuterung: E = Einzelunterricht 
 G = Gruppenunterricht (3 bis 6 Personen) 
 K = Kursunterricht (größere Teilnehmerzahl) 

Kl  =  Klassenunterricht 

  

VII. Stundentafel für das künstlerische Aufbaujahr 
Fachrichtung Musical  

1. Pflichtfächer  
1.1 Hauptfächer  
 Gesang (E) 

Tanz  
Tanztraining, -technik, Step (K) 
Tänzerische Stilrichtungen (G) 

Schauspiel 
Grundlagen Schauspiel, Improvisation (K) 
Improvisations- und Schauspieltraining (K) 
Schauspiel (E/G) 

2 
 
1 
2 
 
1 
1 
1 

1.2 Musikalische Pflichtfächer  
 Pflichtfachinstrument (E/G) 1 
 Gehörbildung (G) 1 
 Rhythmische Gehörbildung (G/K) 1 
 Chorsingen (K) 2 
 Songinterpretation, Ensemblesingen (G) 3 
 Arrangement (G/K) 

Künstlerisch-wissenschaftliches Seminar (G/K) 
a) Schwerpunktmodul 

Musiktheorie, Musikpraxis, Musikwissenschaft 
b) Profilmodul 

Schulspezifisches Profilfach * 
oder Musikpädagogik 

2 
 
4 
 
2 

 

 Zwischensumme  24 
2. Wahlfächer  
 Schulspezifisches Wahlfach (E/G/K) 2 
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Anlage 2 
(zu § 32 Abs. 2 Satz 1) 

 
Prüfungspflichtige Fächer und Form der Abschlussprüfung 

der zweijährigen Ausbildung 
 

 
  

 Alle Fachrichtungen  
1. Hauptfächer   

 Hauptfachinstrument oder Gesang, 
in der Fachrichtung Musical: alle Hauptfächer 

p 

 Chorleitung/Ensembleleitung p 

2. Pflichtfächer   

 Pflichtfachinstrument p 

 Gehörbildung s+p 

 Musikgeschichte und Literatur s 

 Harmonielehre, Tonsatz s+p 

 Unterrichtsmethodik des Hauptfachinstruments oder des Gesangs in 
Grundzügen 

s 

 In der Fachrichtung Kirchenmusik zusätzlich   

 Liturgisches Orgelspiel p 

 Gregorianischer Choral/Deutscher Liturgiegesang oder Hymnologie s+p 

 Liturgik s 

 In der Fachrichtung Musical zusätzlich   

 Geschichte des Musicals s 

 In der Fachrichtung Volksmusik zusätzlich  

 2. Pflichtfachinstrument p 
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Anlage 3a 
(zu § 32 Abs. 5) 

Prüfungspflichtige Fächer und Form der pädagogischen Zusatzprüfung 

Anlage 3b 
(zu § 32 Abs. 5) 

Prüfungspflichtige Fächer und Form der künstlerischen Zusatzprüfung 

s = schriftlich, p = praktisch 

1. Hauptfach

Hauptfachinstrument oder Gesang,  
in der Fachrichtung Musical: alle Hauptfächer 

p 

2. Pflichtfächer

 Pflichtfachinstrument p 

Recording-Arranging, Composing - Fachrichtung Rock/Pop/Jazz s+p 

 Unterrichtspraktisches Klavierspiel p 

 Gehörbildung s+p 

Arrangement - Fachrichtung Klassik, Musical, Volksmusik s+p 

 Musikpädagogik s 

 Schwerpunktmodul s+p 

 Profilmodul s+p 

mit 
Abschluss 
BFSM 

ohne 
Abschluss 
BFSM 

1. Hauptfächer

Hauptfachinstrument oder Gesang, in der Fachrichtung Musical:  
alle Hauptfächer 

p p

Chorleitung/Ensembleleitung - p

2. Musikalische Pflichtfächer -  -  

Pflichtfachinstrument p p

Recording-Arranging, Composing - Fachrichtung Rock/Pop/Jazz s+p - 

Unterrichtspraktisches Klavierspiel p p 

Gehörbildung s+p s+p

Harmonielehre, Tonsatz - s+p 

Arrangement - Fachrichtung Klassik, Musical, Volksmusik s+p - 

Schwerpunktmodul s+p s+p

Profilmodul s+p s+p
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Auf Grund

–	 des Art. 12 Abs. 2a Unterabs. 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 1082/2006 in der am 21. Dezember 2013 gelten-
den Fassung und

–	 des Art. 13 Satz 2 des Gesetzes über die Zuständig-
keiten zum Vollzug wirtschaftsrechtlicher Vorschriften 
(ZustWiG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
24. Januar 2005, das zuletzt durch § 1 Nr. 351 der 
Verordnung vom 22. Juli 2014 (GVBl. S. 286) geän-
dert worden ist, in Verbindung mit  Art. 16 ZustWiG

verordnet das Bayerische Staatsministerium für Wirt-
schaft und Medien, Energie und Technologie:

§ 1

Haftungsbeschränkung

Ist die Haftung mindestens eines Mitglieds eines 
Europäischen Verbunds für territoriale Zusammenarbeit 
(EVTZ) aus einem EU-Mitgliedstaat nach Maßgabe des 
nationalen Rechts, dem dieses Mitglied unterliegt, be-
schränkt, so können die anderen Mitglieder ihre Haftung 
ebenfalls in der Übereinkunft beschränken.

§ 2

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. September 2017 in Kraft.

München, den 16. August 2017

Bayerisches Staatsministerium 
für Wirtschaft und Medien, Energie und Technologie

Ilse A i g n e r , Staatsministerin 

706-1-1-W

Verordnung 
zur Durchführung des Art. 12 Abs. 2a der Verordnung 

über den Europäischen Verbund für territoriale Zusammenarbeit 
(EVTZ-Durchführungsverordnung – EVTZDV)

vom 16. August 2017
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